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Aktenzeichen: 1070-RK-3481/23-3-37659/2024 
 

 

 

Beschluss 

 

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 EnWG i. V. m. § 32 Abs. 1 Nr. 4a, § 11 

Abs. 5 ARegV 

 

wegen  der Festlegung volatiler Kosten nach § 11 Abs. 5 ARegV zur Berück-

sichtigung von Kosten aus der marktgestützten Beschaffung der nicht 

frequenzgebundenen Systemdienstleistung „Dienstleistungen zur 

Spannungsregelung“ (Blindleistung) in der vierten                                         

Regulierungsperiode 

 

hat die Regulierungskammer Thüringen, Beethovenstraße 3, 99096 Erfurt, 

- im folgenden Regulierungskammer genannt -  

 

durch die stellv. Vorsitzende    Dr. Annett Schmalenberger, 

die Beisitzerin     Nadine Brück, 

und den Beisitzer    Henning Kaßner, 
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am 09.10.2024 beschlossen: 

1. Alle in der Zuständigkeit der Regulierungskammer befindlichen Betreiber von Elekt-

rizitätsversorgungsnetzen im Sinne des § 3 Nr. 3 und 10 EnWG, welche die Netz-

ebene Höchstspannung, die Umspannebene Höchstspannung zu Hochspannung 

oder bzw. und die Netzebene Hochspannung betreiben (im Weiteren: Netzbetrei-

ber), haben die Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen gemäß § 4 

Abs. 3 Nr. 3 ARegV so vorzunehmen, dass die Differenz der Blindleistungskosten 

zwischen dem Basisjahr für die vierte Regulierungsperiode (VK0) und den prognos-

tizierten Blindleistungskosten (VKt) als volatile Kosten berücksichtigt werden. Die 

Differenz aus den ansatzfähigen VKt und den Ist-Kosten in dem Jahr (t) wird über 

das Regulierungskonto gemäß § 5 ARegV ausgeglichen. 

2. Die prognostizierten Blindleistungskosten des jeweiligen Kalenderjahres (VKt) hat 

der betroffene Netzbetreiber durch eine sachgerechte Schätzung zu ermitteln. Die 

Schätzung gilt insbesondere dann als sachgerecht, wenn sie auf historischen Men-

gendaten des Vorjahres und einer sachgerecht ermittelten Preisobergrenze beruht.  

3. Die vorstehenden Anordnungen gelten ab dem Kalenderjahr, in dem bei dem jewei-

ligen Netzbetreiber erstmalig Blindleistungskosten aus der marktgestützten Be-

schaffung nach Maßgabe der Festlegung der Beschlusskammer 6 vom 25.06.2024 

(Aktenzeichen: BK6-23-072) anfallen. Die Festlegung ist bis zum 31.12.2028 befris-

tet. 

4. Die Entscheidung ergeht gebührenfrei. 
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Gründe 

I.  

Die Regulierungskammer trifft mit der vorliegenden Festlegung eine Entscheidung zur 

Berücksichtigung von Kosten aus der marktgestützten Beschaffung von Blindleistung als 

volatile Kosten für die verbleibenden Kalenderjahre (2025 bis 2028) der vierten 

Regulierungsperiode. 

Unter „Blindleistung“ ist nach Maßgabe der Festlegung der Beschlusskammer 6 der 

Bundesnetzagentur vom 25.06.2024 (Aktenzeichen: BK6-23-072, im Weiteren: Festlegung 

BK6-23-072) die Erbringung einer Dienstleistung zur Spannungsregelung nach § 12h Abs. 

1 S. 1 Nr. 1 EnWG zu verstehen. Vereinfacht dargestellt ist Blindleistung danach eine 

Leistung, die im Wechselstromnetz benötigt wird, um die elektrischen und magnetischen 

Felder, die die Stromleiter (z.B. Leitungen, Transformatoren, Schaltanlagen) in einem 

Wechselstromnetz umgeben, auf- und abzubauen. Der Auf- und Abbau der elektrischen 

und magnetischen Felder erfolgt dabei periodisch mit der Netzfrequenz 50-mal pro 

Sekunde. In einem Wechselstromnetz ist die Blindleistung eine unvermeidbare 

Begleiterscheinung des eigentlich bezweckten Transports von Wirkleistung zwischen 

Erzeugung und Last. 

Mit der Festlegung BK6-23-072 wurde gegenüber den regelzonenverantwortlichen 

Übertragungsnetzbetreibern und den Betreibern von Elektrizitätsverteilernetzen, soweit sie 

die Hochspannungsebene betreiben, eine marktgestützte Beschaffung von Blindleistung 

angeordnet. Die Beschaffungspflicht erstreckt sich danach auf den Bereich der 

Blindleistung, der nicht bereits durch eigene Netzbetriebsmittel des Netzbetreibers 

generiert oder nach den Technischen Regeln für den Anschluss von Kundenanlagen (TAR) 

oder den Technischen Anschlussbedingungen (TAB) von den Anlagenbetreibern kostenfrei 

zur Verfügung gestellt wird. 

Im Weiteren werden in der Festlegung BK6-23-072 auch Rahmenvorgaben zu einer 

Preisobergrenze für das durch zu führende Beschaffungsverfahren gemacht. Unter Ziffer 

G.I. Der Anlage 1 zur Festlegung BK6-23-072 ist geregelt, dass die betroffenen 

Netzbetreiber eine Preisobergrenze setzen können und dass Angebote oberhalb der 

Preisobergrenze nicht bezuschlagt werden.  
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Die betroffenen Netzbetreiber haben die Preisobergrenzen an sachlichen Kriterien zu 

orientieren und deren Herleitung sorgfältig zu dokumentieren (vgl. Festlegung BK6-23-072, 

S. 51 ff.). Eine Preisobergrenze ist danach erforderlich, um eine gesamtwirtschaftlich 

effiziente Bewirtschaftung der Beschaffung von Blindleistung und ein kostenoptimiertes 

Verhalten des betroffenen Netzbetreibers zu gewährleisten.  

Sachliche Kriterien für die Höhe der Preisobergrenze können danach insbesondere 

Erfahrungen des Netzbetreibers mit der Errichtung von Netzbetriebsmitteln zur Erbringung 

von Blindleistung und bestehenden Verträgen zur Erbringung von Blindleistung mit Dritten 

sein. Für den Netzbetreiber bestehe stets die Möglichkeit Blindleistung aus sog. VINKs 

(vollintegrierten Netzkomponenten) zu erbringen, so dass insbesondere in 

Beschaffungsregionen mit niedriger Wettbewerbsintensität die Vollkosten einer VINK als 

Preisobergrenze angemessen sein können. Die so bestimmte Preisobergrenze ist mit der 

Bekanntmachung der Ausschreibung zu veröffentlichen.  

Zum Zwecke der Regelung der Kostenfolge aus den Vorgaben der Festlegung BK6-23-072, 

hat die Regulierungskammer durch Mitteilung auf der Internetseite der 

Regulierungskammer am 27.08.2024 die Einleitung eines Verfahrens nach § 29 Abs.  1 

EnWG in Verbindung mit § 32 Abs. 1 Nr. 4a ARegV und § 11 Abs. 5 ARegV bekannt 

gegeben. Die förmliche Konsultation eines Festlegungsentwurfs wurde am gleichen Tage 

eingeleitet.  

Den betroffenen Wirtschaftskreisen wurde Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem Entwurf 

des Festlegungstextes bis zum 20.09.2024 gegeben. Es sind keine Stellungnahmen bei der 

Regulierungskammer eingegangen. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akten Bezug genommen. 

 

II. 

 Zuständigkeit 

Die Festlegung volatiler Kosten nach § 11 Abs. 5 ARegV zur Berücksichtigung von Blind-

leistungskosten in der vierten Regulierungsperiode nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 

Abs. 1 Nr. 4a ARegV fällt gemäß § 54 Abs. 1 und 2 EnWG in die Zuständigkeit der Regu-

lierungskammer, da Netzbetreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen betroffen sind, an 



 

 

Seite 5 von 11 

deren Elektrizitätsversorgungsnetzen weniger als 100.000 Kunden unmittelbar oder mittel-

bar angeschlossen sind und deren Elektrizitätsversorgungsnetz nicht über das Gebiet des 

Freistaats Thüringen hinausreicht.  

 Ermächtigungsgrundlage 

Die Festlegung unter Tenor zu Ziffer 1.) und 2.) beruht auf § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 

Abs. 1 Nr. 4a ARegV. Danach kann die Regulierungsbehörde Festlegungen zu den Berei-

chen treffen, die nach § 11 Abs. 5 ARegV als volatile Kostenanteile gelten, insbesondere 

zum Verfahren, mit dem den Netzbetreibern oder eine Gruppe von Netzbetreibern Anreize 

gesetzt werden, die gewährleisten, dass volatile Kostenanteile nur in effizientem Umfang in 

der Erlösobergrenze berücksichtigt werden, sowie zu den Voraussetzungen, unter denen 

Kostenanteile als volatile Kostenanteile nach § 11 Abs. 5 ARegV gelten. 

Die Festlegung des Geltungszeitraums in Tenor zu Ziffer 3.) beruht auf § 36 Abs. 2 Nr. 1 

VwVfG. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs. 1 S. 3 EnWG.  

 Formelle Rechtmäßigkeit 

Die formellen Anforderungen an die Rechtmäßigkeit der Festlegung sind erfüllt. Die Regu-

lierungskammer hat den betroffenen Netzbetreibern und den von dem Verfahren berührten 

Wirtschaftskreisen gemäß § 67 Abs. 1, 2 EnWG Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.  

 Materielle Rechtmäßigkeit 

Die Voraussetzungen für den Erlass dieser Festlegung liegen vor. Die Festlegung zu den 

volatilen Kostenanteilen für Blindleistungskosten erfüllt die Voraussetzungen des § 32 Abs. 

1 Nr. 4a ARegV. Zudem ist sie geeignet, erforderlich und angemessen. 

4.1 Ausgestaltung der Festlegung zu volatilen Kostenanteilen – Tenor zu Ziffer 1.) 

und 2.) 

Nach § 32 Abs. 1 ARegV kann die Regulierungsbehörde Festlegungen im Rahmen der 

Anreizregulierung treffen, wenn sie der Verwirklichung eines effizienten Netzzugangs und 

der in § 1 Abs. 1 EnWG genannten Zwecke dienen.  
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Die vorliegende Festlegung zu volatilen Kostenanteilen dient der Verwirklichung eines effi-

zienten Netzzugangs gemäß § 32 Abs. 1 ARegV sowie §§ 20 - 21a EnWG, indem sie zu-

verlässige Rahmenbedingungen für die betroffenen Netzbetreiber hinsichtlich der sachge-

rechten Berücksichtigung von Kosten für die Beschaffung von Blindleistung schafft. Damit 

wird dem Ziel eines langfristig angelegten, leistungsfähigen und zuverlässigen Betriebs von 

Energieversorgungsnetzen Rechnung getragen. Ferner wird der Ansatz des § 21 Abs. 2 

EnWG, Anreize für eine effiziente Leistungserbringung zu setzen, konsequent angewendet. 

Gleichzeitig erfüllt die Festlegung volatile Kosten den Zweck gem. § 1 Abs. 1 EnWG auf 

eine preisgünstige, effiziente und umweltverträgliche leitungsgebundene Energieversor-

gung hinzuwirken, indem Anreize gesetzt werden, die eigenen Blindleistungskosten des 

Netzbetriebs zu reduzieren und die Energieeffizienz des Netzbetriebs zu erhöhen. 

Die Aufnahme des § 12h in das EnWG dient der Umsetzung der Art. 31 Abs. 6 bis 8 und 

Art. 40 Abs. 5 bis 7 i. V. m. Abs. 1 und 4 Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen Vorschriften für den Strommarkt 

und zur Änderung der Richtlinie 2012/27/EU (Strommarkt-Richtlinie). Das Beschaffungs-

konzept dient der Umsetzung dieser Vorgaben. Die Festlegung unterstützt damit auch die 

Ziele der Umsetzung und Durchführung des Europäischen Gemeinschaftsrechts auf dem 

Gebiet der leitungsgebundenen Energieversorgung gemäß § 1 Abs. 3 EnWG. 

Mit dem Tenor zu Ziffer 1.) und 2.) wird das Verfahren zum Umgang mit den Kosten für die 

Beschaffung von Blindleistung als volatile Kostenanteile festgelegt.  

Gemäß § 11 Abs. 5 ARegV gelten Kosten für die Beschaffung von Treibenergie als volatile 

Kostenanteile. Andere beeinflussbare oder vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenan-

teile, insbesondere Kosten für die Beschaffung von Verlustenergie, deren Höhe sich in ei-

nem Kalenderjahr erheblich von der Höhe des jeweiligen Kostenanteils im vorhergehenden 

Kalenderjahr unterscheiden kann, gelten als volatile Kostenanteile, soweit die Regulie-

rungsbehörde dies nach § 32 Absatz 1 Nr. 4a festgelegt hat. Auch in der Begründung zu § 

11 Abs. 5 werden insbesondere die Verlustenergiekosten als Netzbetriebskosten, die star-

ken Schwankungen unterliegen können, genannt (BR-Drs. 310/10 (B), S. 17). Darüber hin-



 

 

Seite 7 von 11 

aus gibt es auch inhaltliche Überschneidungen zwischen Netzverlusten und der Blindleis-

tungsbereitstellung oder Kompensation, da beim Netzbetreiber zusätzliche Kosten für 

Blindstrom-Netzverluste entstehen.1 

Die Regulierungskammer sieht, ähnlich wie die Kosten der Beschaffung von Verlustener-

gie, auch die Kosten für die Beschaffung von Blindleistung als volatil an, da diese gemäß 

den Vorgaben der Festlegung BK6-23-072 marktgestützt beschafft werden müssen, mithin 

die aus der erstmaligen Ausschreibung resultierenden Preise bzw. Kosten unklar sind. Da-

her gibt die Festlegung die nachfolgend dargestellte Methode zur Bestimmung der ansatz-

fähigen Kosten vor. 

Von der Festlegung werden die Kosten für das Systemdienstleistungsprodukt „Blindleis-

tung“ selbst erfasst. Dies sind insbesondere die Kosten für die marktgestützt beschaffte 

Blindleistung und Blindarbeit, aber auch die Kosten und Erlöse, die aus deren Weiterver-

rechnung an andere bzw. bei anderen Netzbetreibern entstehen. Darüber hinaus sind Kos-

ten aus noch erforderlichen und bisher nicht kündbaren Bestandsverträgen übergangs-

weise als volatile Kostenanteile (VK t) zu berücksichtigen. 

Kosten für die Implementierung und Durchführung der Ausschreibungen werden dagegen 

nicht erfasst, hier gelten die allgemeinen Prinzipien. 

4.1.1 Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenze und Plan-Ist-Abgleich im      

Regulierungskonto 

Der Netzbetreiber passt seine Erlösobergrenze gemäß § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 3 ARegV für 

volatile Kostenanteile nach § 11 Abs. 5 ARegV jeweils zum 01.01. eines Kalenderjahres 

selbstständig an. Entsprechend Anlage 1 zur ARegV passt er sie um die Differenz zwischen 

den Kosten der Blindleistungsbeschaffung des Basisjahres (VK 0) und denBlindleistungs-

beschaffungskosten, die sich aufgrund der vorgegebenen Berechnungsmethodik ergeben 

(VK t), an.  

Die Erlösobergrenze wird durch den Netzbetreiber jährlich um die Differenz aus den für das 

jeweilige Jahr prognostizierten Kosten und den im Rahmen der Bestimmung des Ausgangs-

niveaus nach § 6 Abs. 1 ARegV enthaltenen Blindleistungskosten. angepasst. 

                                                

1  Adolf J. Schwab, Elektroenergiesysteme 2020, 6. Auflage, S. 753 
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Differenzen zwischen den tatsächlichen Beschaffungskosten und den prognostizierten 

Blindleistungskosten des jeweiligen Jahres sind in dem entsprechenden Regulierungskon-

tosaldo zu berücksichtigen.  

4.1.2 Prognose der Blindleistungskosten  

Der Netzbetreiber muss zur Sicherstellung einer angemessenen Anpassung seiner kalen-

derjährlichen Erlösobergrenze eine sachgerechte Prognose der im kommenden Kalender-

jahr voraussichtlich anfallenden Blindleistungskosten vornehmen. Dazu gehört (a) eine fun-

dierte Prognose der voraussichtlich kontrahierten Mengen und (b) eine sachgerechte Ab-

schätzung der voraussichtlich in der Ausschreibung entstehenden Preise. 

4.1.2.1 Mengenprognose 

Grundlage der Prognose der über das Folgejahr hinweg zu kontrahierenden Blindleistung 

sind insbesondere historische Daten. Bisher hat noch kein Netzbetreiber eine vollständige 

Ausschreibung seines Blindleistungsbedarfes nach Maßgabe der Festlegung BK6-23-072 

vorgenommen. Insofern fehlt es insbesondere in der Startphase der marktgestützten Be-

schaffung an Erfahrungswerten, die in der Startphase für eine Mengenprognose herange-

zogen werden könnten.  

Überdies hat der Netzbetreiber bisher möglicherweise noch nicht alle Potentiale der inner-

halb der TAB und TAR in den Spannungsebenen Höchstspannung und Hochspannung und 

der Umspannebene Höchstspannung/Hochspannung kostenfrei zur Verfügung zu stellen-

den Blindleistung genutzt. Auch aus diesem Grunde sollte der Netzbetreiber die voraus-

sichtlich zu kontrahierenden Mengen auf Grundlage einer teils technischen und teils ver-

traglichen Analyse abschätzen. 

Die Herleitung der prognostizierten Mengen ist in den jährlichen Entgeltbericht des Netzbe-

treibers nach § 28 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 StromNEV aufzunehmen. 

4.1.2.2 Preisschätzung 

Darüber hinaus hat der Netzbetreiber eine sachgerechte Abschätzung über den voraus-

sichtlich eintretenden Preis vorzunehmen. Besonders in der Startphase der marktgestütz-

ten Beschaffung dürfte es aber nahezu unmöglich sein den Preis auch nur ansatzweise 

zutreffend abzuschätzen. Aus diesem Grunde sieht es die Regulierungskammer für die 

Startphase als zulässig an, den Wert der Preisobergrenze zu Grunde zu legen.  
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Die Berechtigung der Beschlusskammer 6 der Bundesnetzagentur, die Verwendung einer 

Preisobergrenze anzuordnen wurde in der Vergangenheit in Frage gestellt. Mit Beschluss 

vom 13.01.2023 (Aktenzeichen: BK6-21-023) hatte die Beschlusskammer 6 der Bundes-

netzagentur zu einem vergleichbaren Sachverhalt entschieden, dass bei der Beschaffung 

der nicht-frequenzgebundenen Systemdienstleistung „Schwarzstartfähigkeit“ ebenfalls eine 

Preisobergrenze gesetzt werden könne. Die dagegen gerichtete Beschwerde hat das OLG 

Düsseldorf mit Beschluss vom 10.04.2024 (Aktenzeichen: VI-3 Kart 201/23 [V]) zurückge-

wiesen. Zur Begründung führt das OLG an, dass die Bundesnetzagentur, entgegen der 

Auffassung der Beschwerdeführerin, nach § 12h Abs. 5 S. 1 EnWG ermächtigt sei den Be-

schaffungsvorgang insgesamt zu regeln (vgl. OLG Düsseldorf, VI-3 Kart 201/23 [V], S. 36 

ff.). Der Begriff der „Spezifikationen“ sein nicht verengend auf die „technischen Spezifikati-

onen“ zu beschränken, zumal in § 12h Abs. 5 S. 4 EnWG ausdrücklich auf die Effizienz des 

Beschaffungsverfahrens Bezug genommen werde. 

In diesem Sinne ist die Anordnung einer Preisobergrenze auch im Falle der marktgestützten 

Beschaffung von Blindleistung ebenfalls nicht zu beanstanden. In diesem Sinne kann der 

Netzbetreiber seine Kostenschätzung, sofern ihm keine besseren Erkenntnisse vorliegen, 

auch auf die durch die Bundesnetzagentur festgelegte Preisobergrenze stützen. 

4.2 Wirkung und Befristung der Festlegung – Tenor zu Ziffer 3.) 

Da die Regelungen der Festlegung BK6-23-072 vorsehen, dass der Netzbetreiber innerhalb 

eines Zeitraums von 12 bis 36 Monaten nach Ausfertigung der Festlegung die marktge-

stützte Beschaffung zu beginnen hat, kann das Kalenderjahr in dem bei den Netzbetreibern 

erstmals Blindleistungskosten nach Maßgabe der Festlegung BK6-23-072 anfallen von 

Netzbetreiber zu Netzbetreiber unterschiedlich sein. Daher ordnet die Regulierungskammer 

an, dass die Blindleistungskosten bis zu dem Jahr in dem erstmals Blindleistungskosten 

nach Maßgabe der Festlegung BK6-23-072 anfallen weiterhin als beeinflussbare Kosten-

anteile gelten. 

Die Festlegung ist gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 1 VwVfG bis zum 31.12.2028 und damit für die 

Dauer der vierten Regulierungsperiode befristet. Die Befristung ergibt sich bereits aus dem 

Außerkrafttreten der ARegV mit Ablauf des 31.12.2028. 



 

 

Seite 10 von 11 

 Ermessen 

Bei der Ausgestaltung der Festlegung steht der Regulierungsbehörde ein Ermessensspiel-

raum zu.  

Die Regulierungskammer hat von ihrem Aufgreifermessen Gebrauch macht. Insbesondere 

hat sie in die Bewertung einbezogen, dass durch die angeordnete marktgestützte Beschaf-

fung erstmals Kosten einer marktgestützten Beschaffung unterworfen werden. Dadurch 

kann es zu nennenswerten Kostenaufwüchsen bei den betroffenen Netzbetreibern kom-

men. Sie hat sich aber auch zum Erlass der Festlegung entschlossen, um die Beschaffung 

der Blindleistung einem Effizienzmaßstab zu unterwerfen.  

Die Regulierungskammer hat zur Ausgestaltung ihres Ermessens ein geeignetes Mittel ge-

wählt. Durch die Möglichkeit für den Netzbetreiber eine Preisobergrenze zu setzen, wird 

gewährleistet, dass die Kosten insbesondere in der Startphase der Ausschreibungen dafür 

nur in effizientem Umfang in der Erlösobergrenze berücksichtigt werden. 

Mit der vorliegenden Festlegung zu volatilen Kosten liegt eine sach- und interessengerechte 

Regelung vor. Ein gleich geeignetes, milderes Mittel ist nicht verfügbar. Die Festlegung 

stellt keinen übermäßigen Eingriff in die Rechte der betroffenen Netzbetreiber dar.  

Die im Rahmen der Bestimmung des Ausgangsniveaus gemäß § 6 Abs. 1 ARegV festge-

stellten Blindleistungskosten des Basisjahres 2021 unterliegen dem Effizienzvergleich nach 

§§ 12 bis 14 ARegV.  

Gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 4a ARegV werden bereits durch die Vorgaben der Festlegung BK6-

23-072 ausreichende Anreize zu einem effizienten Verhalten geschaffen. Kostenänderun-

gen können in effizienter Höhe in der Erlösobergrenze berücksichtigt werden. 

 

Aufgrund der Zustellung mittels öffentlicher Bekanntmachung ergeht die Entscheidung ge-

mäß § 91 Abs. 1 S. 3 EnWG gebührenfrei.   

 

 

 



 

 

Seite 11 von 11 

III. 
 
Da die Festlegung gegenüber einer Vielzahl betroffener Netzbetreiber erfolgt, nimmt die 

Regulierungskammer, in Ausübung des ihr nach § 73 Abs.1a S. 1 EnWG zustehenden Er-

messens, eine öffentliche Bekanntmachung der Entscheidung vor. Die öffentliche Bekannt-

machung wird dadurch bewirkt, dass der verfügende Teil der Entscheidung, die Rechts-

behelfsbelehrung und ein Hinweis auf die Veröffentlichung der vollständigen Entscheidung 

auf der Internetseite der Regulierungskammer im Thüringer Staatsanzeiger bekannt ge-

macht werden (§ 73 Abs. 1a S. 2 EnWG). Die Entscheidung gilt gemäß § 73 Abs. 1a S. 3 

EnWG mit dem Tage als zugestellt, an dem seit dem Tag der Bekanntmachung im Thürin-

ger Staatsanzeiger zwei Wochen verstrichen sind. 

 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Beschwerde erho-

ben werden. Die Beschwerde ist bei dem Beschwerdegericht, dem Thüringer Oberlandes-

gericht Jena (Hausanschrift: Rathenaustraße 13, 07745 Jena), einzureichen. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt einen 

Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder 

der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Beschwerdeschrift und 

die Beschwerdebegründung müssen durch einen Rechtsanwalt oder eine Rechtsanwältin 

unterzeichnet sein.  

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG). 

Erfurt, den 09.10.2024 

Stellvertretende Vorsitzende Beisitzerin Beisitzer 

   

Dr. Annett Schmalenberger Nadine Brück Henning Kaßner 

 

 


